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Vorwort
Die doppelte Zuordnung des Rechts der öffentlichen Sachen zum „All-
gemeinen" wie zum „Besonderen Verwaltungsrecht" hat nicht selten
eine zusammenhängende Darstellung dieser Rechtsmaterie verhindert.
Mit dem vorliegenden Buch wird demgegenüber versucht, die teilweise
recht willkürliche, jedenfalls nicht gerade praxisgerechte Differenzierung
nach der Zugehörigkeit zum „Allgemeinen" oder „Besonderen Verwal-
tungsrecht" aufzulockern. Die allgemeinen Institutionen und Grund-
sätze im Recht der öffentlichen Sachen lassen sich zB ohne Heranzie-
hung des Bundes- und landesgesetzlich - teilweise unterschiedlich
geregelten - Straßen- und Wasserrechts gar nicht korrekt und praxisnah
darstellen. Allgemeingültige, d.h. für alle „öffentlichen Sachen" geltende
Grundsätze, Regeln oder Institutionen gibt es nur wenige. Spezielle Ver-
waltungsgesetze haben, insb. für die öffentlichen Wege und Gewässer,
sich auch der grundsätzlichen Fragen, etwa zum Rechtsstatus, ange-
nommen. Die dort gegebenen Lösungen sind aber nur selten verallge-
meinerungsfähig, d.h. auf alle öffentlichen Sachen, auch auf die im „An-
stalts"- oder Verwaltungsgebrauch stehenden, übertragbar. Alle diese
Umstände legen die hier gewählte „integrierte" Darstellung äußerst nahe.

Das vorliegende Buch kann damit sowohl dem Pflichtfachstudium des
„Allgemeinen Verwaltungsrechts" als auch dem Wahlfachstudium des
„Besonderen Verwaltungsrechts" (Straßen- und Wegerechts) dienen. Es
richtet sich in erster Linie an die Studierenden, und zwar nicht nur als ein
Mittel der erstmaligen Erarbeitung des Rechtsstoffes, sondern auch des
Repetierens bei der Examensvorbereitung. Sein Niveau ist auf die Ex-
amensanforderungen mitausgerichtet. Wegen seiner systematischen Ord-
nung ist es in erster Linie als Grundlage des Selbststudiums geeignet. Es
ist aber Wert darauf gelegt worden, bei praxisrelevanten Fragen kom-
mentarmäßige und deshalb auch zum „Nachschlagen" geeignete Zu-
sammenstellungen und Übersichten zu geben.

Um dem Leser die Verarbeitung des Stoffes nicht unnötig zu erschwe-
ren, ist der Umfang der Literatur- und Rechtsprechungshinweise so ge-
ring wie möglich gehalten worden. Diese Hinweise sollen weniger der
„Absicherung" geäußerter Rechtsmeinungen, denn der Erleichterung
einer gegebenenfalls erforderlichen Vertiefung dienen. Schaubilder ge-
ben gerade dem Anfänger Hilfe beim „Einstieg" und sollen ihm die Zu-
sammenhänge eröffnen.

Seit dem Erscheinen des 2. Auflage im Jahre 1984 haben sich die
Grundstrukturen des Rechts der öffentlichen Sachen, seine geschriebe-
nen und ungeschriebenen Rechtsinstitute zwar nicht verändert, in wich-
tigen Einzelfragen dieses Rechtsgebietes war indes aufgrund der Recht-
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sprechung und gesetzlicher Veränderungen eine Aktualisierung und Er-
gänzung des Bandes geboten. Dies gilt vornehmlich für den Inhalt des
Gemeingebrauchs an öffentlichen Straßen und seine Abgrenzung zur
Sondernutzung sowie für den nachbarlichen Rechtsschutz gegenüber
Straßenplanungen und Verkehrslärm.

Herrn wissenschaftlichen Assistenten Andreas Dengler danke ich für
seine wertvolle Unterstützung bei der Anfertigung des druckfertigen
Manuskripts der 3. Auflage.

München, Dezember 1997
Hans-Jürgen Papier
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